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1 Einleitung

1.1 Trägerschaft
Die Trägerschaft des vorliegenden Rahmenlehrplans (RLP) bildet der Verein Trägerschaft RLP
Recht HF. Dieser setzt sich aus Organisationen der Arbeitswelt (OdA) und Bildungsanbietern zu-
sammen. Gemeinsam entwickeln, erlassen und pflegen sie den RLP.

Mitglieder des Trägervereins sind:
Organisationen der Arbeitswelt

International Police Association, Sion
Kaufmännischer Verband Schweiz, Zürich
Schweizerischer Gemeindeverband, Bern
St. Galler Rechtsagentenverband, St. Gallen
TREUHAND 1 SUISSE, Schweizerischer Treuhänderverband, Bern

•
•
•
•
•

Bildungsanbieter
Feusi Bildungszentrum, Bern
HWSGR Höhere Wirtschaftsschule Graubünden, Chur
KV Business School, Zürich

•
•
•

WKS KV Bildung, Bern
Zentrum für berufliche Weiterbildung (ZbW), St. Gallen

•
•

1.2 Zweck des Rahmenlehrplans
Der RLP Recht HF regelt die Rahmenbedingungen für Bildungsgänge von Rechtsfachleuten an
Höheren Fachschulen (HF) im Sinne einer gesamtschweizerischen Qualitätssicherung. Basierend
auf dem RLP Recht HF erarbeiten Bildungsanbieter konkretisierte Bildungsgänge Dipl. Rechts-
fachfrau HF oder Dipl. Rechtsfachmann HF. Diese werden durch das Staatssekretariat für Bil-
dung, Forschung und Innovation (SBFI) entlang dieses RLP geprüft und anerkannt.

1.3 Grundlagen
Der RLP Recht HF basiert auf folgenden Erlassen und Grundlagen:

•

•

•

Bundesgesetz über die Berufsbildung (Berufsbildungsgesetz, BBG) vom 13. Dezember
2002
Verordnung über die Berufsbildung (Berufsbildungsverordnung, BBV) vom 19. November
2003
Verordnung des WBF über Mindestvorschriften für die Anerkennung von Bildungsgängen
und Nachdiplomstudien der Höheren Fachschulen (MiVo-HF) vom 11. September 2017

Berücksichtigt wurde ferner der Leitfaden des SBFI zur Erarbeitung und Revisionen von Rah-
mentehrplänen für Bildungsgänge und Nachdiplomstudien an Höheren Fachschulen vom Januar
2020

1.4 Überprüfung und Erneuerung der Genehmigung
Der Rahmenlehrplan verliert seine Genehmigung, sofern die Trägerschaft nicht innerhalb von sie-
ben Jahren nach der Genehmigung beim SBFI die Erneuerung der Genehmigung beantragt (Art.
9 MiVo-HF). Der RLP Recht HF wird mindestens alle sieben Jahre durch die Trägerschaft über-
prüft und den Bedürfnissen des Berufsfeldes, der Träger, sowie den methodisch-didaktischen
Entwicklungen angepasst. Sie setzt dazu eine Kommission ein.
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2 Positionierung der Ausbildung
2.1 Bildungssystem der Schweiz
Ausbildungen gemäss RLP Recht HF erfolgen an Höheren Fachschulen, welche der Tertiärstufe
zugeordnet sind. Der Zugang erfolgt in der Regel nach einem Abschluss auf Sekundarstufe II.
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Abbildung 2: Bildungssystem der Schweiz (Quelle: SBFI, 2020)

2.2 Titel
Der erfolgreiche Abschluss eines Bildungsgangs nach vorliegendem RLP berechtigt (im Sinne
von Art. 36 BBG) zu folgendem Titel:
Deutsch
Französisch
Italienisch
Englisch

Dipl. Rechtsfachfrau HF, Dipl. Rechtsfachmann HF
Spëcialiste en droit diplömëe ES, Spëcialiste en droit diplömë ES
Specialista legale dipl. SSS
Advanced Federal Diploma of HËgher Education in Law
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3 Berufsprofil
3.1 Arbeitsgebiet und Kontext
Rechtsfachleute HF sind Fachkräfte mit fundiertem juristischem Hintergrund und einem breit ge-
fächerten Kompetenzspektrum. Durch ihre generalistische Ausrichtung können sie sehr vielfältig
und in unterschiedlichen Organisationen und Funktionen eingesetzt werden. Dazu gehören öf-
fentliche Verwaltungen von Gemeinden, Kantonen und Bund oder private Unternehmen wie bei-
spielsweise Anwaltskanzleien, Notariate, Treuhandbüros, Banken und Versicherungen.

In ihrer beruflichen Tätigkeit interagieren Rechtsfachleute HF mit unterschiedlichen Personen
und Parteien. Dazu gehören interne und externe Führungs- oder Fachpersonen (z.B. BLaw,
MLaw, lic. iur., Anwältinnen und Anwälte, Notarinnen und Notare, Treuhänderinnen und Treuhän-
der, Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher, Mitarbeitende in Rechtsabteilungen, Mitarbeitende
aus anderen Fachbereichen) und Kundinnen und Kunden, Verfahrensbeteiligte, andere Parteien
oder Dritte

Rechtsfachleute HF übernehmen in ihrem Tätigkeitsbereich die Verantwortung für die Planung,
Durchführung und Überwachung von Rechtsgeschäften und Rechtsverfahren. Dabei beschaffen
sie die notwendigen Informationen, bereiten diese auf, klären den Sachverhalt, analysieren und
beurteilen die Rechtslage, erstellen notwendige Urkunden sowie Dokumente und kommunizieren
mit den beteiligten Personen und Parteien adressatengerecht. Bei ihrer Arbeit greifen Rechts-
fachleute HF auf ihre fundierten Kenntnisse des geltenden Schweizer Rechts und dessen Anwen-
dung in den wichtigsten Rechtsgebieten1 zurück. Zusätzlich zur Rechtskonformität zeichnet sich
die Arbeit von Rechtsfachleuten HF durch einen effizienten, ökonomischen und ökologischen
Einsatz der Ressourcen (Geld, Zeit, Material und Personal) auf der Basis einer realistischen Ein-
schätzung der fallspezifischen Chancen und Risiken aus.

Die Einschätzung der Fallkomplexität bildet in Kombination mit dem Abgleich der eigenen fach-
und funktionsspezifischen Kompetenzen eine wichtige Voraussetzung für die Arbeit mit Rechts-
fragen. Rechtsfachleute HF entscheiden situationsgerecht, in welchen Fällen ergänzende Exper-
tise oder erweiterte Kompetenzen beizuziehen sind.

Die Rechtswissenschaft befasst sich mit der Auslegung und Anwendung von Gesetzen. Sie dient
damit der Vorbeugung von Konflikten und der Lösung von Streitfällen. Rechtsfachleute HF leis-
ten mit ihrer Arbeit einen Beitrag zum geregelten und friedlichen Zusammenleben der Men-
schen, für geordnete Staatsstrukturen und für ein positives Image der Schweiz als sicherer Wirt-
schaftsstandort und verlässliche Partnerin in Politik und Handel. Rechtsfachleute HF beraten und
begleiten in der Umsetzung von Raumplanungs-, Umweltschutz- sowie Energiegesetzgebung
und leisten damit einen Beitrag zu Ökologie und Umwelt.

Rechtsfachleute HF sind als dienstleistungsorientierte Funktionäre in unterschiedlichsten Fach-
gebieten und Branchen tätig. Sie sind nicht forensisch vor Schranken tätig und grenzen sich da-
her klar zur Anwaltschaft ab. Rechtsfachleuten HF stehen zur Weiterentwicklung zahlreiche Spe-
zialisierungen in Rechtsgebieten offen.

3.2 Erläuterungen zum Berufsprofil
Das Berufsprofil wird auf der Basis des Modells mit Handlungskompetenzen (HK-Modell) be-
schrieben. Eine berufliche Handlungskompetenz (HK) kann die vier Dimensionen Fach-, Metho-
den-, Sozial- und Selbstkompetenzen umfassen. Die Handlungskompetenzen werden unter Be-
rücksichtigung der vier Dimensionen in Leistungskriterien konkretisiert. Durch die Leistungsziele
wird das Anforderungsniveau zum Erfüllen der Handlungskompetenzen verbindlich definiert.

1 Zivilrecht, Handelsrecht, Vertragsrecht, Strafrecht, Prozessrecht, Haftpflicht- und Versicherungsrecht, ImmaterËalgü-
terrecht, SchKG / Zwangsvollstreckungsrecht, Steuerrecht, Bau- und Planungsrecht, Verwaltungsrecht.
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In der Beschreibung der Handlungskompetenzbereiche (HKB) des Berufsprofils wird jede Hand-
lungskompetenz inhaltlich präzisiert. Diese stichwortartige Umschreibung umfasst relevante
Fachthemen und Methoden und ist nicht abschliessend. Die notwendigen Sozial- und Selbstkom-
petenzen zur Erfüllung der Aufgaben und Tätigkeiten werden kontextspezifisch pro HKB um-
schrieben
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3.3 Übersicht der Handlungskompetenzen
Handlungskompetenzbereich

HKB

Al: Veränderungen der
rechtlichen Grundlagen
und Rechtsprechung im
eigenen Tätigkeitsbereich
laufend beobachten und
aufbereiten

A2: Relevante Verände-
rungen im eigenen Tätig-
keitsbereich integrieren
und anwenden

A3: Recherchen zielgerich- 1 A4: Glaubwürdigkeit von 1 A5: Sachverhalte struktu-
tet und effizient durchfüh- 1 Quellen und Informationen I rieren, dokumentieren und
ren 1 bewerten 1 bei Bedarf Sachverhaltser-

gänzungen einholenA Informationen beschaffen
und aufbereiten

B Rechtslage analysieren
und beurteilen

Bl: Sachverhalt erfassen
und abgrenzen

B2: Rechtliche Relevanz 1 B3: Aufwand und Wirt- 1 B4: Chancen und Risiken
und Rechtslage beurteilen 1 schaftlichkeit abschätzen 1 beurteilen

B5: Anforderungen aus
Fragestellung mit eigenen
Kompetenzen abgleichen
und bei Bedarf Unterstüt-
zung beiziehen

B6: Handlungsoptionen
entwickeln und bewerten

(_1: Schritte, Aufgaben und 1 c2: Aufgaben zwischen in- 1 c3: Verfahrensabwicklung 1 c4: Kosten laufend kon-
Zuständigkeiten definieren 1 volvierten Verfahrensbe- 1 fachlich und terminlich l trollieren und bei Bedarf
und terminieren l teiligten und Dritten koor- 1 überwachen und bei Be- 1 Massnahmen einleiten

dinieren l darf Massnahmen einleiten

C5: Kommunikation mit in-
volvierten Verfahrensbe-
teiligten und Dritten si-
cherstellen

C6: Störungen in der Zu-
sammenarbeit von invol-
vierten Verfahrensbeteilig-
ten und Dritten erkennen
und angemessen reagie-
renRechtsverfahren und Rechts-

C 1 geschäfte planen, führen und
überwachen C7: Interne Führungs-

oder Fachpersonen in der
Abwicklung von Rechts-
verfahren und Rechtsge-
schäften unterstützen

C8: Verfahren auswerten
und Massnahmen für Ver-
besserungen ableiten

Dl: Bedürfnisse erfassen
und klären

D2: Rechtliche Auskünfte 1 D3: Rechtssuchende in
erteilen 1 Rechtsfragen beraten

D4: Urkunden und juristi-
sche Dokumente auf
rechtliche Konsequenzen
für Rechtssuchende beur-
teilen

D5: Informationen adres-
satengerecht kommunizie-
ren und visualisierenD Interne und externe Rechtssu-

chende beraten

El: Urkunden entwerfen
und ausarbeiten

E2: Juristische Dokumente
verfassen

E3: Compliance (Rechts-
konformität und Redlich-
keit) von Urkunden und
Dokumenten überprüfen
und sicherstellen

E I Urkunden erstellen und prüfen

Aufgaben in Rechtsmittelver.
fahren bearbeiten

Fl: Erstinstanzliche Verfü- 1 F2: Einsprache-, Rekurs-
gungen und Beschlüsse 1 und Beschwerdeent-
erstellen 1 scheide vorbereiten

F:3: Entscheide prüfen und 1 F4: Rechtsmittelverfahren
Erfolgsaussichten für 1 einleiten, führen und über-
Rechtsmittelverfahren be- 1 wachen
urteilen

F
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3.4 HKB A: Informationen beschaffen und aufbereiten

Beschreibung des (HKB)

von Rechtsfragen und zur Abwicklung von Rechtsverfahren oder Rechtsgeschäften benötigen.
Kontext

fallspezifische Arbeit erfordert die Recherche von relevanten Informationen auf den Ebenen des Sachverhalts und der Rechtslage. Zusätzlich
zur fallspezifischen Arbeit ist es für Rechtsfachleute HF auch essenziell, dass sie die Entwicklung der rechtlichen Grundlagen und der Recht-
sprechung im eigenen Tätigkeitsbereich laufend und selbstorganisiert beobachten und relevante Veränderungen in ihre Tätigkeit übertragen.

Anforderungsniveau / Leistungskriterien
Rechtsfachleute HF können:
a-1:
a-2:
a-3:

Quellen mit rechtlichen Informationen unterscheiden und gegenüberstellen;
die inhaltliche Qualität, Aktualität und Relevanz einer Informationsquelle beurteilen;
das Wissen über die aktuelle Rechtsprechung proaktiv, selbstgesteuert und laufend erweitern;
geeignete Methoden für Recherchen situationsgerecht auswählen und anwenden;
Suchabfragen im Internet zielgerichtet und effizient ausführen;
Indikatoren der Glaubwürdigkeit von analogen und digitalen Informationsquellen erläutern und unterscheiden;
die Glaubwürdigkeit von analogen und digitalen Quellen und Informationen bewerten;
Sachverhalte strukturieren, dokumentieren und bei Bedarf mit visuellen Darstellungen ergänzen;
die Vollständigkeit von Sachverhalten bewerten und bei Bedarf ergänzen.

a-4:
a-5:
a-6:
a-7:
a-8:
a-9:

Handlungskompetenz Inhaltliche Umschreibung und Fachternlinologie Persönliche und soziale Kom-

Al: Veränderungen der
rechtlichen Grundlagen
und Rechtsprechung im
eigenen Tätigkeitsbe-
reich laufend beobach-
ten und aufbereiten

Informationsquee
Bundesblatt, Amtliche Sammlung, kantonale Publikationsorgane, Ent-
scheidpublikat ionen)
Methoden zur Informationsgewinnung (z.B. Primär- und Sekundärerhebungen,
Literaturstudium, Newsletter, Desk Research)

Systematisches und kriti-
sches Denken bei der Suche
und Bewertung von Infor-
mationen
Neugier für Neues und An-
passungsfähigkeit bei Ver-
änderungen
Analytische und struktu-
rierte Arbeitsweise bei der

A2: Relevante Verände-
rungen im eigenen Tätig-
keitsbereich integrieren
und anwenden

Kenntnisse der Rechtsgebiete im eigenen Tätigkeitsbereich
Schnittstellen zu anderen nationalen (und ggfs. internationalen) Rechtsgebie-
ten
Änderungen von Gesetzen und Rechtsprechung
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A3: Recherchen zielge-
richtet und effizient
durchführen

Recherchequellen auf der Ebene des Sachverhalts (z.B. Gespräche, Doku-
mente, Beweismittel, Augenschein, Expertisen)
Recherchequellen auf der Ebene der Rechtsfolge (z.B. rechtliche Normen, ju-
ristische Literatur, Lehre und Rechtsprechung)
Unterschiedliche Quellen für Literaturrecherchen (z.B. Lehrbücher, Kommen-
tare, Fachzeitschriften, Dissertationen, Lexika, Presse)
Suchanfragen bei der Internetrecherche

Aufbereitung von Informati-
onen und Sachverhalten
Kommunikations- und Aus-
drucksfähigkeit beim Einho-
len von Sachverhaltsergän-
zungen

A4: Glaubwürdigkeit von
Quellen und Informatio-
nen bewerten

Indikatoren der Glaubwürdigkeit von Informationen
Kognitive Heuristiken (z.B. Wiedererkennung, Empfehlung, Konsistenz, Selbst-
bestätigung)
Digitale Glaubwürdigkeit und Identität

A5: Sachverhalte struk-
turieren, dokumentieren
und bei Bedarf Sachver-
haltsergänzungen einho-
len

Begriff und Elemente eines Sachverhalts
Hilfsmittel zur Erfassung des Sachverhalts (z.B. Timeline, Ablaufskizzen, Dar-
stellung von Beziehungen und / oder rechtlichen Konsequenzen der Rechts-
lage)
Möglichkeiten zur formalen und visuellen Strukturierung von Informationen
(z.B. Hierarchie, Organigramme, Knowledge / Concept-Maps, Mindmaps, Mor-
phologischer Kasten)
Grundlagen des Wissensmanagements
Möglichkeiten zur Speicherung von Wissen (z.B. juristische Bibliothek, Nach-
schlagewerk, Content Management System)

10
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3.5 HKB B: Rechtslage analysieren und beurteilen
Beschreibung des Handlungskompetenzbereichs (HKB)

fragen benötigen. Zusätzlich zu fundierten Kenntnissen in allen relevanten Rechtsgebieten sind dazu vor allem syllogistisch juristisches Denken
sowie Methoden und Techniken zur Komplexitätsreduktion, Entscheidungsfindung und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung notwendig.
Kontext

Sachverhalts und der Zuständigkeiten ist dabei eine wichtige Voraussetzung für eine umfassende Analyse mit fachlich korrekten und zielfüh-
renden Schlussfolgerungen. Die Qualität der Arbeit wird aber auch durch eine effiziente Nutzung von Zeit, Geld und Personal beeinflusst.
Insbesondere bei externen Kundinnen und Kunden sind monetäre Überlegungen zu Aufwand und Ergebnis häufig ein zentraler Aspekt, weil
diese für die Kosten der Dienstleistung aufkommen müssen oder in Prozessen mit Gerichtskosten und Parteientschädigungen konfrontiert
werden

Anforderungsniveau / Leistungskriterien
Rechtsfachleute HF können:
b-1: zwischen formellem und materiellem Recht unterscheiden:
b-2: den Sachverhalt unter Berücksichtigung des materiellen Rechts eingrenzen;
b-3: Sachverhaltslücken erkennen und schliessen;
b-4: die eigenen Abklärungen qualitativ auswerten;
b-5: fremde Sachverhaltsdarstellungen kritisch hinterfragen und einbeziehen;
b-6: das Vorgehen in der juristischen Fallbearbeitung erklären;
b-7: fallspezifische Schnittstellen zu anderen Rechtsgebieten identifizieren und berücksichtigen;
b-8: branchen- und marktübliche Verrechnungssätze kennen und einordnen;

und Tarife nennen;
b-IO: zeitlicher Aufwand und voraussichtliche Kosten abschätzen oder kalkulieren;
b-11: eine Beweislage analysieren und einordnen;
b-12: fallbezogene rechtliche und nicht rechtliche Risiken identifizieren und einbeziehen;
b-13: eine Kosten-Nutzen-Analyse durchführen;
b-14: die Erfolgsaussichten einer Klage oder eines rechtlichen Verfahrens beurteilen;
b-15: rechtliche und betriebliche Vertretungsbefugnisse im eigenen Tätigkeitsbereich erklären und begründen;
b-16: die eigenen Kompetenzen realistisch einschätzen;
b-17: Aufgaben bei Bedarf delegieren oder abgeben;
b-18: bei Bedarf weitere Expertinnen und Experten miteinbeziehen;
b-19: Massnahmen zur Qualitätssicherung der eigenen Arbeit situativ auswählen und umsetzen;
b-20: unterschiedliche Handlungsoptionen aufzeigen, erläutern und bewerten;
b-21: alternative Handlungsstrategien entwickeln und vorschlagen.

b-9: verfahrenssDezifische Gebühren
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Handlungsko Inhaltliche Umschreibung und Fachterminologie Persönliche und soziale Kom-

Bl: Sachverhalt erfassen
und abgrenzen

Unterscheidung formelles und materielles Recht
Sachverhalt und Sachverhaltslücken ( 9 vgl. auch Handlungskompetenz A5)
Möglichkeiten zur Reduktion der Komplexität
Vorgehen in der juristischen Fallbearbeitung (syllogistisch juristische Arbeits-
weise)
Prinzip der Subsumtion (Obersatz, Voraussetzung, Definition, Subsumtion, Er-
gebnis)
Rolle der Lehre und der Rechtsprechung
Schnittstellen zu anderen nationalen (und ggf. internationalen) Rechtsgebie-
ten

Urteilsvermögen
Abstraktes, systematisches
und vernetztes Denken
Genauigkeit bei der Erfas-
sung von Sachverhalten
Kritisches Denken und Rück-
fragen bei fremden Sachver-
haltsdarstellungen
Selbstreflexion bei der Ein-
schätzung der eigenen fach-
und funktionsspezifischen
Kompetenzen
Hineindenken in Motive und
Absichten des Gegenübers
Denken in Optionen; Fähig-
keit Hypothesen zu bilden
Fähigkeit Optionen vorzu-
schlagen und zu begründen

B2: Rechtliche Relevanz
und Rechtslage beurtei-
len

B3: Aufwand und Wirt-
schaftlichkeit abschätzen

Methoden zur Schätzung von zeitlichem Aufwand (z.B. Erfahrung, Vergleich,
Zweitmeinung)
Branchen- und marktübliche Verrechnungssätze
Verfahrensspezifische Gebühren und Tarife (z.B. Gerichtsgebühren, Verfah-
renskosten)

B4: Chancen und Risiken
beurteilen

Analyse der Beweislage
Chancen und Risiken von Klagen / Prozessen
Nicht rechtliche Risiken (z.B. Auswirkung eines Urteils auf Parteien und nahe-
stehende Personen)
Kosten-Nutzen-Analyse / Opportunitätsprüfung

B5: Anforderungen aus
Fragestellung mit eige-
nen Kompetenzen ab-
gleichen und bei Bedarf
Unterstützung beiziehen

Rechtliche und betriebliche Vertretungsbefugnisse
Eigenes Kompetenzprofil / Stärken und Schwächen
Qualitätssicherung der eigenen Arbeit (z.B. 4-Augen-Prinzip, Lektorat)

B6: Handlungsoptionen
entwickeln und bewerten

Handlungsoptionen in Streitfällen (z.B. Klage, Mediation, aussergerichtlicher
Vergleich)
Qualitative und quantitative Kriterien für die Bewertung von Handlungsoptio-
nen
Strategieentwicklung
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3.6 HKB C: Rechtsverfahren und Rechtsgeschäfte planen, führen und überwachen
Beschreibung des Handlungskompetenzbereichs (HKB)

lung von Rechtsverfahren und Rechtsgeschäften benötigen. Für die Abwicklung dieser Abläufe und Geschäftsprozesse sind spezifische Ver-
fahrenskenntnisse nötig, weil sich die Phasen, Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Verfahren je nach Tätigkeits- und Rechtsgebiet unter-
scheiden. Für eine professionelle und qualitativ hochstehende Abwicklung sind zudem ausgeprägte organisatorische Fähigkeiten, Zeitma-
nagement, strukturiertes Vorgehen und adressatengerechte Kommunikation zentrale Kompetenzen.

Kontext

Rechtsfachleute HF übernehmen im Berufsalltag die Verantwortung) /erfahr-gi--;-;a
Rechtsgeschäften. Sie planen die notwendigen Schritte und koordinieren während der Abwicklung die Interaktionen mit den Verfahrensbetei-
ligten und Dritten. Eine sorgfältige und fehlerfreie Fristenkontrolle ist im Kontext von Rechtsverfahren und Rechtsgeschäften besonders wich-
tig, um Verfahrensfehler und Haftungsansprüche zu verhindern. Neben der fachlichen und terminlichen Überwachung kontrollieren Rechts-
fachleute HF auch die Aufwände in laufenden Verfahren bzw. Geschäften und leiten bei Bedarf geeignete Steuerungsmassnahmen ein.

Anforderungsniveau / Leistungskriterien
Rechtsfachleute HF können bei der Abwicklung von Rechtsverfahren und Rechtsgeschäften:
c-1: notwendige Verfahrensschritte, Aufgaben und Zuständigkeiten definieren;
c-2: Fristen berechnen und terminieren;
c-3: Verfahrensschritte zeitlich realistisch planen;
c-4: Aufgaben und Fristen kommunizieren;
c-5: Koordinationsbedarf proaktiv erkennen, frühzeitig einleiten und begleiten;
c-6: aufgelaufene Kosten laufend überwachen und mit den Vorgaben vergleichen;
c-7: die Einhaltung der Fristen und Kosten überwachen und bei Bedarf geeignete Massnahmen einleiten;
c-8: alle Beteiligten laufend und adressatengerecht über den aktuellen Verfahrensstand informieren;
c-9: adäquat und zeitgerecht auf ungeplante Veränderungen reagieren;
c-IO: Bedürfnisse und Absichten der Gegenpartei antizipieren und Möglichkeiten zur Konfliktvermeidung entwickeln;
c-11: Massnahmen und Lösungen bei sachlichen oder organisatorischen Konflikten vorschlagen;
c-12: notwendige und unterstützende administrative Arbeiten ausführen;
c-13: abgeschlossene Verfahren und Geschäfte analysieren, reflektieren und Potenzial für Verbesserungen identifizieren;
c-14: Verbesserungsmassnahmen definieren und umsetzen.
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Handlungskompetenz Inhaltliche Umschreibung & Fachterminologie Persönliche und soziale Kom-

Cl: Schritte, Aufgaben
und Zuständigkeiten de-
finieren und terminieren

Kenntnisse der spezifischen Verfahren, Verfahrensschritte und der gesetzli-
chen Vorgaben
Vorgaben und Verfügbarkeit von Dritten
Zeitliche Aufwandschätzung ( 9 vgl. auch Handlungskompetenz B3)
Grundsätze bei der Verteilung von Aufgaben (z.B. Klarheit, Nachvollziehbar-

Vertraulichkeit und Datenschutz beim Austausch von sensiblen Informationen
keit)

Selbständigkeit, Zuverlässig-
keit und Verantwortungsbe-
wusstsein bei der gesamten
Abwicklung von Verfahren
und Rechtsgeschäften
Vernetztes Denken bei der
Koordination von Abläufen
und Abhängigkeiten
Kommunikationsfähig keit
bei der Interaktion mit den
Verfahrensbeteiligten und
Dritten
Einfühlungsvermögen in
Konfliktsituationen
Durchsetzungsvermögen bei
der Abwicklung und in Kon-
fliktsituationen
Reflexions- und Lernfähig-
keit bei der retrospektiven
Auswertung von Verfahren
Interesse und proaktives
Mitdenken im gesamten
Verfahren resp. Rechtsge-
schäft

C2: Aufgaben zwischen
involvierten Verfahrens-
beteiligten und Dritten
koordinieren
C3: Verfahrensabwick-
lung fachlich und termin-
lich überwachen und bei
Bedarf Massnahmen ein-
leiten

Fristenkontrolle (Fristnotierung, Fristberechnung, Fristverlängerung, Friststrei-
chung oder Fristsetzung)
Berichterstattung, Statusreports

C4: Kosten laufend kon-
trollieren und bei Bedarf
Massnahmen einleiten

Kostenrahmen (z.B. Budget, vertragliche Vereinbarungen)
Kostenkont rolle
Steuerungsmassnahmen (Zeit, Geld und Personal)

C5: Kommunikation mit
involvierten Verfahrens-
beteiligen und Dritten si-
cherstellen

Grundlagen der Kommunikation (z.B. Sender/Empfänger-Modell, Vier-Seiten-
Modell)
Feedback
Fragetypen und Gesprächstechniken
Kenntnisse zu gesicherten Kommunikationsmitteln (sicherer Datenverkehr so-
wie elektronische Signatur/ID)

C6: Störungen in der Zu-
sammenarbeit von invol-
vierten Verfahrensbetei-
ligten und Dritten erken-
nen und angemessen re-
agIeren

Konfliktprävention / Konfliktmanagement
Mediation

C7: interne Führungs-
oder Fachpersonen in
der Abwicklung von
Rechtsverfahren und -
geschäften unterstützen

Schriftverkehr, Terminkoordination, Verwaltung, Archivierung etc.
Recherchen in Datenbanken
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Unterschiedliche Ebenen bei der Auswertung (z.B. Organisation, Administra
tion, Kommunikation, Inhalt)

3.7 HKB D: Interne und externe Rechtssuchende beraten

Beschreibung des Handlungskompetenzbereichs (HKB)

Kontext

oder Fachpersonen (z.B. BLaw, MLaw, lic. iur., Anwältinnen und Anwälte, Notarinnen und Notare, Treuhänderinnen und Treuhänder, Amts-
vorsteherinnen und Amtsvorsteher, Mitarbeitende in Rechtsabteilungen, Mitarbeitende aus anderen Fachbereichen) und externe Kundinnen
und Kunden, Verfahrensbeteiligte, andere Parteien oder Dritte. Die vielfältigen Zielgruppen verlangen eine spezifische Anpassung der münd-
lichen und schriftlichen Kommunikation, damit eine adressatengerechte, zielgerichtete und störungsfreie Verständigung sichergestellt ist. In
der Beratung sind Rechtsfachlaute HF auch in der Lage, Urkunden und Dokumente aus fremder Quelle auf deren rechtliche Konsequenzen
für Rechtssuchende zu beurteilen.

Anforderungsniveau / Leistungskriterien
Rechtsfachleute HF können:
d-1: unterschiedliche Gesprächstechniken situativ und zielgruppenspezifisch einsetzen;
d-2: den Anspruch auf rechtliches Gehör erklären und die Rechte der Parteien erklären;
d-3: Interessenkonflikte in Verfahren erkennen und begründen;
d-4: verfahrensspezifische Rechte auf Auskunft und Einsicht erläutern und situativ anwenden;
d-5: verfahrensspezifische rechtliche Schweigepflichten erläutern und situativ anwenden;
d-6: Auskünfte unter Einhaltung der rechtlichen Vorgaben und des Datenschutzes erteilen;
d-7: die Prinzipien und Erfolgsfaktoren professioneller Beratung erläutern und situativ anwenden;
d-8: rechtliche Konsequenzen aus Urkunden und Dokumenten für Rechtssuchende beurteilen und erläutern;
d-9: Informationen unter Berücksichtigung der Zielgruppe adressatengerecht aufbereiten, formulieren und artikulieren;
d-IO: Sachverhalte und Zusammenhänge visualisieren.
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Inhaltliche Umschreibung und Fachterminologie Persönliche und soziale

Dl: Bedürfnisse erfassen
und klären

Fragetypen und Gesprächstechniken
Rechtliches Gehör, Parteirechte (Akteneinsicht, Anhörung, Mitwirkung bei
Sachverhaltsabklärung)
Interessen und Interessenkonflikte

Integrität und Verschwie-
genheit gegenüber Rechts-
suchenden und ihren Anlie-
gen
Wertschätzung und Ein-
fühlungsvermögen in der
Beratung
Loyalität und Aufgeschlos-
senheit gegenüber Rechts-
suchenden
Adressatengerechte Kom-
munikations- und Aus-
drucksfähigkeit in Sprache
und Schrift

D2: Rechtliche Auskünfte
erteilen

spezifische Rechte auf Auskunft und Einsicht (z.B. Erbrecht, Aktionärsrecht)
Schweigepflicht und anwaltliche Geheimhaltung
Datenschutz

D3: Rechtssuchende in
Rechtsfragen beraten

Haltungen in der Beratung (vgl. auch Selbst- und Sozialkompetenzen unten)
Prinzipien der Beratung

D4: Urkunden und juristi-
sche Dokumente auf
rechtliche Konsequenzen
für Rechtssuchende be-
urteilen

Analyse der Rechtslage ( 9 vgl. auch Handlungskompetenzbereich B)
Rechtsfolgen aus Lehre und Rechtsprechung

D5: Informationen adres-
satengerecht kommuni-
zieren und visualisieren

schriftliche und mündliche Sprachkompetenz in einer Amtssprache
adressatengerechte Sprache
gendergerechte Sprache
nonverbale Kommunikation
Präsentationstechnik
Möglichkeiten der Visualisierung von Sachverhalten (z.B. Erbteilung, Timeline,
Einflüsse und Interaktionen von Parteien, Rechtsfolgen bei verschiedenen Vor-
gehensweisen)
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3.8 HKB E: Urkunden erstellen und prüfen
Beschreibung des Handlungskompetenzbereichs (HKB)

juristischen Dokumenten benötigen. Urkunden und juristische Dokumente müssen sowohl in inhaltlicher, formaler, formeller und materieller
Hinsicht korrekt sein. Die inhaltliche und formelle Korrektheit erfordert fundierte Kenntnisse in den entsprechenden Rechtsgebieten, während
die formalen Anforderungen sowohl Kenntnisse der unterschiedlichen Arten und Formen von Urkunden als auch Kompetenzen im Umgang
mit digitalen ICT-Mitteln verlangen.

Kontext

In der beruflichen Tätigkeit von Rechtsfachleuten HF haben Urkundle Bedeu-
tung. Dazu gehören unter anderem Verträge und Zusatzbestimmungen, rechtssetzende Erlasse, Verfügungen, Sachverhaltsanalysen, Expo-
sës, öffentliche Urkunden, Registeranmeldungen, Gutachten, Memoranden und Aktennotizen. Rechtsfachleute HF entwerfen und verfassen
solche Schriften in ihrem Tätigkeitsbereich. Sie sind auch in der Lage, die Einhaltung der gesetzlichen und organisationsinternen Bestimmun-
gen (Compliance) von Schriften zu beurteilen und bei Bedarf Änderungen oder Korrekturen vorzuschlagen.

Anforderungsniveau / Leistungskriterien
Rechtsfachleute HF können:
e-1:
e-2:
e-3:

relevante Urkunden unterscheiden und deren Zweck und Anwendung erläutern;
gesetzliche Mindestanforderungen und Formvorschriften erläutern und situativ anwenden;
Urkunden inhaltlich vollständig und formell korrekt ausarbeiten;
juristische Schreibstile unterscheiden und deren Einsatz erläutern;
juristische Dokumente inhaltlich und formell korrekt verfassen;
die Rechtskonformität von Dokumenten beurteilen und bei Bedarf Korrekturen vorschlagen;
die Bedeutung der Compliance für eine Organisation erklären;
die Compliance von Dokumenten auf der Basis organisationsspezifischer Vorgaben beurteilen und bei Bedarf Korrekturen vorschla-
gen

e-4:
e-5:
e-6:
e-7:
e-8:

Handlungskompetenz Inhaltliche Umschreibung und Fachterrrlinologie Persönliche und soziale

El: Urkunden entwerfen
und ausarbeiten

Urkundenarten und gesetzliche Formvorschriften
Einsatz und rechtliche Relevanz verschiedener Urkunden
Gesetzliche Mindestanforderungen
Gesetzliche Formvorschriften
Inhalte verschiedener Urkunden
Zusatzbestimmungen und ihre Anwendungen (z.B. AGB, Geheimhaltungsver-
einbarungen)

Integrität und Rechtschaf-
fenheit bei der Sicherstel-
lung der Compliance
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E2: Juristische Doku
mente verfassen

Sprachliche Ausdrucksformen in einer Amtssprache
Unterschiede der iuristischen Schreibstile (Gutachten, Plädoyer, Urteil) und
deren Aufbau

Adressatengerechte Kom
munikations- und Aus
drucksfähigkeit in Sprache
und SchriftE=3: Compliance (Rechts

konformität und Redlich
keit) von Urkunden und
Dokumenten überprüfen
und sicherstellen

Begriff Compliance (Rechtskonformität und Redlichkeit)
Bedeutung und Zweck der Compliance in Organisationen
Organisationsinterne Werte, Prinzipien und Verhaltensregeln
Betriebliche Prozesse und Systeme für das Compliance Management (z.B
Code of Conduct, Compliance Management System)

3.9 HKB F: Aufgaben in Rechtsmittelverfahren bearbeiten
Beschreibung des Handlungskompetenzbereichs (HKB)
) IF im Rahmen von Rechtsmittelverfahren benötigen. Der Bereich umfasst
Kompetenzen aus verschiedenen Perspektiven. Rechtsfachleute HF erlassen erstinstanzliche Verfügungen und Beschlüsse, gegen welche ein
Rechtsmittel ergriffen werden kann. In der Rolle der Rechtsmittelinstanz bereiten sie Entscheide vor. Rechtsfachleute HF sind aber auch in der
Lage, Parteien im gesamten Rechtsmittelverfahren zu begleiten und wo zulässig zu vertreten.

Kontext

on HKB C, welches in allen Tätigkeitsbereichen von Rechtsfachleuten HF in einer
spezifischen Ausprägung anzutreffen ist und deshalb in einem eigenen Handlungskompetenzbereich modelliert wird.

Anforderungsniveau / Leistungskriterien
Rechtsfachleute HF können:
f-1 :
f-2:
f-3:
f-4:
f-5:
f-6:
f-7:
f-8:
f-9:
f-10:

erstinstanzliche Verfügungen und Beschlüsse ausreichend begründet, formell korrekt und mit Rechtsmittelbelehrung verfassen;
die Wirkung eines Dispositivs beurteilen und bei Bedarf vorsorgliche Massnahmen anordnen oder beantragen;
die Zuständigkeit bei Einsprachen, Rekursen und Beschwerden prüfen;
Einsprachen, Rekurse und Beschwerden formell und inhaltlich analysieren und beurteilen;
Entscheide aus der Sicht der Rechtsmittelinstanz für die entscheidende Instanz vorbereiten;
Entscheide aus der Sicht des Rechtsmittelklägers bezüglich formeller und materieller Mängel untersuchen;
Rechtsmittelbelehrungen aus der Sicht des Rechtsmittelklägers kritisch hinterfragen und situativ einordnen;
Kosten und Vorschüsse für ein Rechtsmittelverfahren abschätzen;
Möglichkeiten der unentgeltlichen Rechtspflege erläutern und situativ beantragen;
Rechtsmittelverfahren unter Berücksichtigung der formellen Vorgaben, Noven und Kosten einleiten und führen.
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Handlungskompetenz Inhaltliche Umschreibung und Fachternlinologie Persönliche und soziale Kom-

Fl: Erstinstanzliche Ver-
fügungen und Be-
schlüsse erlassen

Kenntnisse der spezifischen Verfahren und Erlasse als Grundlage für Verfü-
gungen
Gesetzliche Formvorschriften
Inhaltlicher Aufbau einer Verfügung
Rechtsmittelbelehrung
Formale Anforderungen und sprachlicher Ausdruck in einer Amtssprache
Wirkung des Dispositivs und vorsorgliche Massnahmen
Vollstreckbarkeit und aufschiebende Wirkung

Selbständigkeit, Zuverlässig-
keit und Verantwortungsbe-
wusstsein bei der gesamten
Abwicklung von Rechtsmit-
telverfahren
Kritikfähigkeit und Offenheit
bei Einsprachen, Rekursen
oder Beschwerden
Analytisches und wirtschaft-
liches Denken bei der Beur-
teilung von Erfolgsaussich-
ten
Vernetztes Denken bei der
Koordination der Arbeiten
Adressatengerechte Kom-
munikations- und Aus-
drucksfähigkeit in Sprache
und Schrift

F2: Einsprache-, Rekurs-
und Beschwerdeent-
scheide vorbereiten

Kognition (Überprüfungsbefugnis) der Rechtsmittelinstanz
Kenntnisse der örtlichen und sachlichen Zuständigkeiten
Kenntnisse des Rechtsmittelgegenstands
Kenntnisse der Prozessvoraussetzungen
Rechtliches Gehör
Kostenverlegung

F3: Entscheide prüfen
und Erfolgsaussichten
für Rechtsmittelverfah-
ren beurteilen

Rechtsmittel und Fristen
Unterscheidung formelle und materielle Mängel
Kognition der Rechtsmittelinstanz

F4: Rechtsmittelverfah-
ren einleiten, führen und
überwachen

Formelle Vorgaben, Rechtsmittel und Rechtsmittelfrist
Noven, Noveneingabe und Umgang mit Noven
Kostenvorschüsse (Sicherstellung Parteientschädigung, Vorschuss für Beweis-
erhebungen)
Möglichkeiten, Voraussetzungen und Umfang der unentgeltlichen Rechts-
pflege
Überwachung von Verjährungsfristen
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4 Umsetzung des Rahmenlehrplans in Bildungsgängen
Bildungsgänge Rechtsfachleute HF vermitteln den Studierenden Kompetenzen, die sie befähi-
gen, in ihrem Bereich selbstständig Fachverantwortung zu übernehmen. Sie sind praxisorientiert
und fördern insbesondere die Fähigkeit zu methodischem und vernetztem Denken, zur Analyse
von berufsbezogenen Aufgabenstellungen und zur praktischen Umsetzung der erworbenen
Kenntnisse. Sie erweitern und vertiefen die allgemeinbildenden Kompetenzen.

Bildungsanbieter erarbeiten aufbauend auf den Mindestverordnungen (MiVo-HF vom 11. Septem-
ber 2017) und dem vorliegenden RLP einen individuellen Bildungsgang.

4.1 Angebotsformen und Umfang
Bildungsgänge können als Vollzeitausbildungen oder berufsbegleitend angeboten werden (vgl.
Art. 3 MiVo-HF).

4.1.1 Dauer und Umfang
Für Bildungsgänge, die auf einem einschlägigen Abschluss aufbauen (vgl. 5.1.) beträgt die Min-
destdauer 3600 Lernstunden. Davon müssen mindestens 2880 Lernstunden ausserhalb von
praktischen Bildungsbestandteilen stattfinden (vgl. Art. 3 MiVo-HF).

Für Bildungsgänge, die nicht auf einen einschlägigen Abschluss aufbauen (vgl. 5.1) beträgt die
Mindestdauer 5400 Lernstunden. Davon müssen mindestens 3600 Lernstunden ausserhalb von
praktischen Bildungsbestandteilen stattfinden (vgl. Art. 3 MiVo-HF).
Die vollzeitlichen Bildungsgänge dauern inklusive Praktika mindestens zwei Jahre, die berufsbe-
gleitenden Bildungsgänge mindestens drei Jahre (vgl. Art. 29 Abs. 2 BBG).

Praktische Bildungsbestandteile umfassen Praktika oder eine begleitende einschlägige Berufstä-
tigkeit. Eine begleitende einschlägige Berufstätigkeit gilt nur als solche, wenn sie mindestens
50% beträgt (vgl. Art. 3 MiVo-HF).

4.1.2 Urlterrichtssprachen
Unterrichtssprachen sind die Landessprachen und Englisch.

4.2 Bildungsbestandteile und ihre zeitlichen Anteile

4.2.1 Bildungsbestandteile
Der vorliegende Rahmenlehrplan unterscheidet folgende Bildungsbestandteile:

Beschreibung
Analoge und digitale
synchrone Begleitung
von Klassen, Gruppen
oder Einzelpersonen
durch Lehrpersonen

Beispiele
Klassischer Präsenzunter
richt

Indikatoren
Kontaktstudium Zeitlich nachvollzieh

bare Arbeit von Lehr
personen mit Studie-
rendenBetreute Gruppenarbeiten

Synchrone Webinare
Analoge oder digital Be
gleitung Einzelner oder
Kleingruppen
Geführte Exkursionen

In Auftrag gegebene
Lernaufgaben, die
von Einzelnen oder

lbungen Aufgabenstellungen
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Gruppen in einem
vorgegebenen Zeit-
rahmen gelöst wer-
den.

Vorstrukturierte Leseauf- Curriculare Veranke-
rung beim Schullehr-
plan

träge
Tutorials
Interaktive Videos Verknüpfung mit Kon-

taktstudiumRechercheaufträge
Transferaufgaben

Selbststudium Individuelles und
selbstgesteuertes
Lernen, das der Ziel-
erreichung des Bil-
dungsganges dient.

Vor- und Nachbereitung Individuelle Lernzeiten
(berichteter Aufwand
von Studierenden)

Prüfungsvorbereitungen
Allgemeine Lernzeiten
Interessengesteuerte Ar-
beiten (Vertiefung)

is Praxis in einschlägi-
ger Berufstätigkeit.

Praxistätëgkeit in einschlä-
gigen Tätigkeitsbereichen

Berufsbegleitende
Ausbildung
Konzept der Überprü-
fung durch die Bil-
dungsanbieter
Lernjournal

,ika Arbeiten im praxisori-
entierten oder realen
Arbeitsfeld unter
Aufsicht von Fach-
kräften.

Praxisarbeiten unter Be-
gleitung von Fachkräften
zum Erwerb der berufli-
chen Handlungskompeten-
zen
Praktikum im realen Ar-
beitsfeld

Vollzeitausbildung
Konzept zur Aufsicht
der Praktikumsbetriebe
durch Bildungsanbieter

Lernjournal

Quaiifikations
verfahren

Lernerfolgskontrollen
und Prüfungen.

Semesterprüfungen
Zwischenprüfungen
Kompetenznachweise
Bewertete Semesterarbei-
ten
Abschliessendes Qualifika-
tionsverfahren

Bewertete Arbeiten
Promotionsrelevanz
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4.2.2 Lernstundenverteilung

Lernstunden
_. mit einschlägig

Abschluss
... ohne einschlägigen

Abschluss
berufs-

begleitend
1000

Vollzeit

1260

berufs-
begleitend

1540

Vollzeit

1920Kontaktstudil

Angeleitetes
Selbststudium 1120

380

880

360

1750

650

1390

630
q)
JEc)
v)

3
Je
c)
v)

P

Selbststudium
Qualifikationsverfahren:

Prüfungen 155

200

25

155

200

155

200

25

155

200

25

Diplomarbeit
schriftliche und

dliche Prüfung des
abschliessend,
Qualifikationsverfahren

25

2880Total schulische Bildung 2880

720

4320

1080

4320

0l2 Einschlägige begleitende
Berufstätigkeit

Praktika 720

3600

1080

5400Gesamttotal 3600 5400

Bei berufsbegleitenden Bildungsgängen wird eine Berufstätigkeit von mindestens 50%
vorausgesetzt, in welcher Handlungskompetenzen aus dem Berufsprofil angewendet und
eingesetzt werden. Typische Tätigkeitsbereiche sind: Polizei, Untersuchungsrichteramt,
Staatsanwaltschaft, Bank- und Versicherungswesen, Treuhandwesen, Anwaltskanzlei,
Gemeindeverwaltung, kantonale Verwaltung, Bundesverwaltung. Der Bildungsanbieter hat die
Ausübung der Berufstätigkeit während der Ausbildung zu überprüfen.

Um genügend Praxiserfahrung zu erlangen und den Praxistransfer sicher zu stellen, sind in
Vollzeitausbildungen mindestens zwei Praktika vorgeschrieben. Die Praktika müssen innerhalb
der Ausbildung integriert sein und sind in der realen Berufspraxis zu absolvieren. Sie dürfen nicht
vor-, respektive nachgelagert durchgeführt werden.

4.2.3 Lernstundenverteilung auf die Handlungskompetenzbereiche
Die Bildungsanbieter legen in den Lehrplänen ihrer Bildungsgänge fest, wie die im Berufsprofil
definierten Handlungskompetenzen erreicht werden sollen. Sie richten sich bei der
Lernstundenverteilung an folgender Gewichtung:
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Handlungskompetenzbereich

Informationen beschaffen und aufbereiten

Rechtslage analysieren und beurteilen
Rechtsverfahren und Rechtsgeschäfte planen, führen und
überwachen

Interne und externe Rechtssuchende beraten

Urkunden erstellen und prüfen
Aufgaben in Rechtsmittelverfahren bearbeiten

ca. 15%

ca. 20%

ca. 25%

ca. 15%

ca. 10%
ca. 15%

4.3 Koordination von schulischen und praktischen Bildungsbestandteilen
Zur Erreichung der Handlungskompetenzen sind schulische und praktische Anteile durch den
Bildungsanbieter aufeinander abzustimmen. Der Bildungsanbieter erarbeitet hierzu, aufbauend
auf den MiVo-HF und diesem RLP einen detaillierten Lehrplan.

4.4 Anforderungen an die Bildungsanbieter und die Praktikumsbetriebe
Der Bildungsanbieter trägt die Gesamtverantwortung für die Ausbildung. Er schafft die
Voraussetzungen, die für das Erreichen der Handlungskompetenzen erforderlich sind.

Er gewährleistet die Durchführung der schulischen Ausbildung gemäss den im Lehrplan
festgelegten didaktischen Grundsätzen und Ausbildungszielen.

Er bietet Gewähr für den Einsatz von qualifizierten Lehrpersonen im Sinne von Art. 13 MiVo-HF.
Alle Dozierenden sind praktizierende Juristen in ihrem Spezialgebiet und gewährleisten einen
hohen Praxisbezug sowie den Einbezug der aktuellen Rechtsprechung.

Im Sinne der Verbundpartnerschaft arbeiten Bildungsanbieter, Praxisbetriebe und die
Organisationen der Arbeitswelt eng zusammen.
Er sorgt für eine Regelung der Rechtsstellung der Studierenden.

Er legt den zeitlichen Ablauf der Ausbildung fest.

4.5 Regelungen bezüglich Praktika und einschlägige Berufstätigkeit
In Bildungsgängen mit Praktika ist der Bildungsanbieter für die Auswahl der Praktikumsbetriebe
verantwortlich (Art. 15 Abs. 1 MiVo-HF).

Die Praktika werden von Fachkräften begleitet und stehen unter der Aufsicht des
Bildungsanbieters (Art. 15 Abs. 2 MiVo-HF).

Der Bildungsanbieter überprüft in geeigneter Weise, dass mittels Praktika oder einschlägiger
Berufstätigkeit, die im RLP festgelegten Kompetenzen erworben werden (Art. 15 MiVo-HF).
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4.5.1 Rahmenbedingungen für die Praktika
Die unter Ziff. 4.2.2 angeführte Praktikumszeit kann in maximal 2 Teile aufgeteilt werden.

Bei Bildungsgängen, die auf einem einschlägigen Abschluss aufbauen, umfasst ein Praktikum
mindestens 9 Wochen ä 5 Arbeitstage.

Bei Bildungsgängen, die nicht auf einem einschlägigen Abschluss aufbauen, umfasst ein
Praktikum mindestens 14 Wochen ä 5 Arbeitstage.
Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen Bildungsanbieter und Praktikumsbetrieb sind
schriftlich festzuhalten.

Praktikumsbetriebe verfügen über ein Konzept für die Begleitung und Betreuung der
Studierenden.
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5 Zulassung
5.1 Zulassungsbedingungen
Der Zugang zu BËldungsgängen gemäss Rahmenlehrplan HF Recht erfolgt:

Zulassung zu Blldungsgängen mIt
3600 Lernstunden

Zulassung zu
BIld ungsgängen mIt
5400 Lernstunden

I 1
t

c) Formale tertläre
JuristIsche/ kaufmännIsche/

t

T
e:etuflich:il:r=::::d::in

(EFZ) oder eInes
F

d) PoIIzIst/'In mIt eldg.
Fachauswels

WeIterbIldungn n
a) KaufmännIsche berufIIche

GrundbIldung (EFZ)
b) Berufsmatura/

gymnasIale Matura/
Fachrrtatura

Abschltßs auf
Sekundarstufe II

Abschluss auf
Sekundarstufe II

Abbildung 3: Übersicht Über Zugänge zu Bildungsgängen

Mit einschlägigem Abschluss.
a) Im Anschluss eines Abschlusses einer kaufmännischen beruflichen Grundbildung mit

eidgenössischem Fähigkeitszeugnis der Sekundarstufe II.
b) Im Anschluss eines Abschlusses einer eidgenössisch anerkannten Berufsmatura, einer

gymnasialen Matura, oder einer Fachmatura
c) Im Anschluss eines Abschlusses auf Sekundarstufe II und dem Abschluss einer

weiterführenden formalen Tertiärausbildung im juristischen, kaufmännischen oder
betriebswirtschaftlichen Bereich. Darunter fallen unter Anderen Paralegal mit eidg.
Fachausweis, technischer Kaufmann/-frau mit eidg. Fachausweis, Betriebswirtschafter/-in
mit eidg. Diplom, Dipl. Betriebswirtschafter/-in NDS HF.

d) Im Anschluss eines Abschlusses auf Sekundarstufe II und dem Abschluss einer
weiterführenden formalen Tertiärausbildung als Polizist/-in mit eldg. Fachausweis.

Ohne einschlägigen Abschluss.
e) Im Anschluss eines anderen Abschlusses einer beruflichen Grundbildung mit

eidgenössischem FähigkeitszeugnËs auf Sekundarstufe II, oder der Erlangung eines
Fachmittelschulausweises.

Von Studierenden berufsbegleitender Bildungsgänge wird verlangt, dass sie während der
ganzen Ausbildung eine mindestens 50-prozentige Berufstätigkeit nachweisen können, in
welcher sie Handlungskompetenzen aus dem Berufsprofil anwenden und einsetzen. Der Anbieter
hat die Ausübung der Berufstätigkeit während der Ausbildung zu überprüfen.
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5.2 Zulassungsverfahren
Der Bildungsanbieter zeigt im Rahmen eines Konzepts das Zulassungsverfahren im Detail auf.
Insbesondere sind vom Bildungsanbieter zu folgenden Punkten schriftliche Aussagen zu
machen

a) Umfang und Inhalt des Aufnahmeverfahrens;
b) Zulassung aufgrund gleichwertiger Qualifikationen mit Angaben zum

Äquivalenzverfa h ren;
c) Entscheid bezüglich Aufnahme bzw. Ablehnung.

5.3 Anrechenbarkeit
Der Bildungsanbieter kann bereits erworbene Bildungsleistungen individuell anrechnen, sofern
der Erwerb der Schlusskompetenzen gewährleistet ist. Er regelt dazu die Anrechnung bereits
erworbener Kompetenzen in einem Kompetenz- Anrechnungsverfahren.
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6 Qualifikat ionsverfahren
6.1 Promotion
Während der Ausbildung werden die Leistungen und Lernfortschritte der Studierenden in
schulischen und praktischen Bildungsteilen periodisch geprüft. Es finden zwei Promotionen statt.
Die Lernleistungen der vorausgehenden Phase sind massgeblich für die Promotion in die
nachfolgende Phase.
Der Bildungsanbieter erlässt Bestimmungen zum Qualifikationsverfahren, in welchen
nachgewiesen wird, dass die im Berufsprofil beschriebenen Handlungskompetenzen erworben
worden sind. Für Beurteilungen wendet der Bildungsanbieter Instrumente und Verfahren an,
welche sich an den zu erwerbenden Kompetenzen des Bildungsgangs orientieren und eine
Aussage über erfüllte bzw. nicht erfüllte Leistungen ermöglichen.

Die Promotion ist im Studienreglement des Bildungsanbieters geregelt (Art. 14 MiVo-HF). Es
regelt folgende Punkte:

•

•

•

•

•

•

•

•

Aufbau des abschliessenden Qualifikationsverfahrens
Zulassungsbedingungen zum abschliessenden Qualifikationsverfahren
Durchführung des abschliessenden Qualifikationsverfahren
Bewertung und Gewichtung der Lernleistungen
Bedingungen zur Promotion
Konsequenzen bei Nichterfüllen geforderter Leistungen und
Wiederholungsmöglichkeiten
Rekursverfa h ren
Studienunterbruch/-abbruch

6.2 Studienunterbruch und -abbruch
Bei Abbruch oder Unterbruch des Studiums stellt der Bildungsanbieter am Ende eines Semesters
eine Bestätigung aus, die Auskunft über die Studiendauer und die Präsenzzeit sowie über die
erbrachten Lernleistungen, Kompetenznachweise und deren Bewertung gibt.

6.3 Abschliessendes Qualifikationsverfahren
Das abschliessende Qualifikationsverfahren hat zum Ziel, die in Kapitel 3 Berufsprofil
beschriebenen Handlungskompetenzen zu überprüfen. Die Bildungsanbieter tragen die
Verantwortung für das abschliessende Qualifikationsverfahren. Sie regeln dieses im
Studienreglement.

Im abschliessenden Qualifikationsverfahren wirken Expertinnen und Experten aus der Praxis mit.
Die Expertinnen und Experten können von den Organisationen der Arbeitswelt gestellt werden
(Art. 5 MiVo-HF).

6.3. 7 Aufbau des abschliessenden Qualifikationsverfahrens
Das abschliessende Qualifikationsverfahren umfasst nachfolgende Teile. Die Bildungsanbieter
regeln die Einzelheiten im Studienreglement:

a) Schriftliche Prüfung in Form von Fallstudien
b) Praxisorientierte Diplomarbeit inkl. Präsentation
c) Mündliche Prüfung in Form eines sich auf die Diplomarbeit beziehenden Fachgesprächs
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Schriftliche Prüfung in Form von Fallstudien

Fallstudien greifen konkrete Beispiele aus der Praxis auf. Diese werden so gewählt, dass
sämtliche Handlungskompetenzfelder des Berufsprofils abgedeckt werden.
Dauer mindestens 25 Stunden.

Praxisorientierte Diplomarbeit inkl. Präsentation

Der Themenbereich der praxisorientierten Diplomarbeit richtet sich auf das Arbeitsgebiet und
dessen Kontext aus. Die Diplomarbeit soll für die Praxis einen Nutzen haben und eine vertiefte
Auseinandersetzung mit dem Arbeitsfeld belegen. Sie orientiert sich an den im Berufsprofil
beschriebenen Handlungskompetenzen.
Nach Abschluss der Diplomarbeit erfolgt deren Präsentation vor Expertinnen und Experten.
Diplomarbeit: mindestens IOO Stunden
Präsentation: 20 Minuten

Mündliche Prüfung in Form eines Fachgesprächs

Das Fachgespräch wird durch Expertinnen und Experten geführt und bezieht sich auf
Fragestellungen rund um die Diplomarbeit. Das Fachgespräch dauert mindestens 20 Minuten.

6.3.2 Zulassung zum abschliessenden Qualifikationsverfahren
Der Bildungsanbieter legt im Studienreglement die Bedingungen für die Zulassung zum
abschliessenden Qualifikationsverfahren fest.

6.3.3 Bestehen des abschliessenden Qualifikationsverfahrens
Das Diplom als Dipl. Rechtsfachfrau HF oder Dipl. Rechtsfachmann HF wird erteilt, wenn
Absolvierende des abschliessenden Qualifikationsverfahrens alle Verfahrensteile bestanden
haben

6.3.4 Wiederholungsmöglichkeiten
Besteht eine Studierende oder ein Studierender das abschliessende Qualifikationsverfahren
nicht, können nicht bestandene Prüfungsteile maximal einmal wiederholt werden. Der
Bildungsanbieter regelt Einzelheiten zu den Wiederholungsmöglichkeiten und eine allfällige
Verlängerung der Ausbildungszeit im Studienreglement.

Das Qualifikationsverfahren gilt definitiv als nicht bestanden, wenn das Resultat zum zweiten Mal
ungenügend ist.

6.3.5 Beschwerdeverfahren
Studierende können gegen einen negativen Promotionsentscheid Beschwerde erheben. Das
Beschwerdeverfahren regelt der Bildungsanbieter.

6.3.6 Studienunterbruch/-abbruch
Wer das Studium am Ende einer Ausbildungsphase aus wichtigen Gründen unterbrechen oder
abbrechen muss, erhält vom Bildungsanbieter eine Bestätigung. Diese gibt Auskunft über die
Studiendauer, die Präsenzzeit, die erbrachten Lernleistungen sowie die Kompetenznachweise
und deren Bewertung. Bei einer allfälligen Studienfortsetzung werden die erbrachten
Lernleistungen während einem Jahr angerechnet.
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7 Schlussbestimmungen
7.1 Inkrafttreten
Vorliegender RLP Recht HF tritt mit der Genehmigung durch das Staatssekretariat für Bildung,
Forschung und Innovation (SBFI) in Kraft. Er ersetzt den bisherigen RLP vom 3. Februar 2010,
welcher hiermit aufgehoben wird.

7.2 Übergangsbestimmungen
Bildungsanbieter von Bildungsgängen, die gestützt auf den RLP vom 3. Februar 2010 anerkannt
wurden, müssen innerhalb eines Jahres nach Genehmigung des vorliegenden RLP beim SBFI ein
Gesuch um Überprüfung der Anerkennung des Bildungsganges einreichen. Wird diese Frist nicht
eingehalten, so fällt die Anerkennung des betreffenden Bildungsganges dahin.

7.3 Bisheriger Titel
Wer den bisherigen Titel «dipl. Rechtsassistentin HF» bzw. «dipl. Rechtsassistent HF» trägt, darf
neu den Titel «dipl. Rechtsfachfrau HF» bzw. «dipl. Rechtsfachmann HF» tragen. Es wird kein
neues Diplom ausgestellt.
Der bisherige Titel bleibt geschützt.
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7.4 Erlass
Gestützt auf Artikel 8 der MiVo-HF vom 11. September 2017 erlässt die Trägerschaft vorliegenden
Rahmenlehrplan Recht HF.

Bern, 9. November 2021 Gossau, 5. November 2021

Verein Trägerschaft
Rahmenlehrplan Recht HF

/, ItM dAS
Claudia Hametner, Präsidentin

7.5 Genehmigung
Dieser Rahmenlehrplan wird genehmigt:

Berr', 3 0. NOy. 2021

Staatssekretariat für Bildung,

Forschung und Innovation SBFI

'P
Rëmy Hübschi
Vizedi rektor
Leiter Abteilung Berufs- und Weiterbildung
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8 Glossar
Compliance: Gesamtheit der Massnahmen einer Organisation zur Einhaltung der gesetzlichen,

rechtlichen und regulatorischen (organisationseigenen) Anforderungen und Regeln. Die
Compliance umfasst damit neben der Rechtskonformität auch Aspekte der Ethik und
Redlichkeit .

Heuristik: Die Kunst, mit begrenztem Wissen (unvollständigen Informationen) und wenig Zeit
dennoch zu wahrscheinlichen Aussagen oder praktikablen Lösungen zu kommen.

MiVo-HF: Verordnung des WBF vom 11. September 2017 über Mindestvorschriften für die
Anerkennung von Bildungsgängen und Nachdiplomstudien der Höheren Fachschulen.

Organisation: Sammelbegriff für Unternehmen und Institutionen aus Verwaltung und
Öffentlichkeit oder Teilen davon.

Rechtsfrage: Eine Rechtsfrage ist die rechtliche Würdigung der Tatsachen; welche
Rechtsnormen gestützt auf die festgestellten Tatsachen zur Anwendung zu gelangen haben.
Rechtsfragen werden durch Anwendung, Subsumtion und Auslegung der Rechtsnormen und
/ oder der vorhandenen Rechtsprechung beurteilt.

Rechtsgeschäft: Rechtsakt, der durch (einseitige oder zweiseitige) Willensäusserung gewollt ist
und eine Rechtsfotge herbeiführt.

Rechtslage: Gesamtheit, der für ein juristisches Problem zu einem bestimmten Zeitpunkt
gültigen rechtlichen Bestimmungen, herrschende Lehre oder Praxis.

Rechtsmittel: Rechtliche Instrumente, mit welchen Entscheide einer erneuten Beurteilung durch
dieselbe oder eine devolutive (übergeordnete) Instanz zugeführt werden können.

Rechtsverfahren: Art und Weise, wie der Vorgang zur Ermittlung der Rechtslage in einem
spezifischen Kontext geplant und abgewickelt wird.

Redlichkeit: Eigenschaft einer Person, gerecht, aufrichtig und loyal gegenüber den Regeln einer
Gemeinschaft oder Organisation zu sein.

RLP: Rahmenlehrplan.

RLP Recht HF: Rahmenlehrplan für Rechtsfachleute für Bildungsgänge der Höheren
Fachschulen.

Syllogistisch: Klassische Logik des juristischen Denkens.

Urkunden: Schriften, die bestimmt und geeignet sind, eine Tatsache von rechtlicher Bedeutung
zu beweisen. Die Aufzeichnung auf Bild- und Datenträgern steht der Schriftform gleich,
sofern sie demselben Zweck dient. Typische Beispiele für Urkunden aus dem Berufsalltag von
Rechtsfachleuten HF sind Verträge und Zusatzbestimmungen, rechtssetzende Erlasse,
Verfügungen, Sachverhaltsanalysen, Exposës, öffentliche Urkunden, Registeranmeldungen,
Gutachten, Memoranden oder Aktennotizen.
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